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zusammenzuarbeiten, damit verurteilte Seeräuber unter geeigneten Vorkehrungen für die 

Überstellung von Gefangenen, im Einklang mit dem anwendbaren Völkerrecht, einschließ-
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lienangehörigen bereitstellt, um während und nach einer Gefangenschaft Unterstützung 

vielfacher Art anzubieten, und in Anerkennung der Notwendigkeit, diese Initiativen weiter 

zu unterstützen und Beiträge zu entsprechenden Fonds zu leisten, 

 in Anerkennung der Fortschritte, die von der Kontaktgruppe und dem Büro der Ver-

einten Nationen für Drogen- und Verbrechensbekämpfung dabei erzielt wurden, Instru-

mente der Öffentlichkeitsarbeit einzusetzen, um das Bewusstsein für die Gefahren der See-

räuberei zu schärfen und auf bewährte Verfahren zur Beseitigung dieses Kriminalitätsphä-

nomens aufmerksam zu machen, 

 Kenntnis nehmend von den Anstrengungen, die das Büro der Vereinten Nationen für 

Drogen- und Verbrechensbekämpfung und das Entwicklungsprogramm der Vereinten Na-

tionen unternehmen, und von den Finanzmitteln, die über den Treuhandfonds, von der Eu-

ropäischen Union, dem Vereinigten Königreich Großbritannien und Nordirland, den Ver-
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 1. erklärt erneut, dass er alle seeräuberischen Handlungen und bewaffneten 

Raubüberfälle auf See vor der Küste Somalias verurteilt und missbilligt; 

 2. stellt fest, dass in Somalia zwar Verbesserungen eingetreten sind, dass aber die 

Seeräuberei die Instabilität in Somalia verschärft, indem sie große Mengen illegal erwor-

benen Geldes in Umlauf bringt, was weiterer Kriminalität, Korruption und Terrorismus 

Vorschub leistet; 

 3. betont, dass es einer umfassenden Reaktion der internationalen Gemeinschaft 

bedarf, um die Seeräuberei zu verhüten und zu unterdrücken und die ihr zugrundeliegen-

den Ursachen zu bekämpfen; 

 4. unterstreicht, dass die somalischen Behörden die Hauptverantwortung im Kampf 

gegen die Seeräuberei und bewaffnete Raubüberfälle auf See vor der Küste Somalias tra-

gen, begrüßt den Entwurf des Gesetzes über eine Küstenwache, den die somalischen Be-

hörden mit Unterstützung der Operation Atalanta der von der Europäischen Union geführ-

ten Seestreitkraft (EUNAVFOR) und der Mission EUCAP Somalia dem Ministerrat zur 

Genehmigung durch das Parlament vorgelegt haben, und fordert die somalischen Behör-

den nachdrücklich auf, weiter daran zu arbeiten, ohne weitere Verzögerung einen umfas-

senden Katalog von Rechtsvorschriften zur Bekämpfung der Seeräuberei und von see-

rechtlichen Vorschriften zu erlassen, Sicherheitskräfte mit klaren Rollen und Zuständigkei-

ten zur Durchsetzung dieser Rechtsvorschriften einzurichten und gegebenenfalls mit Un-

terstützung der internationalen Gemeinschaft auch weiterhin die Kapazität der somalischen 

Gerichte auszubauen, gegen Personen zu ermitteln und strafrechtlich vorzugehen, die für 

seeräuberische Handlungen und bewaffnete Raubüberfälle verantwortlich sind, einschließ-

lich der Schlüsselfiguren der an der Seeräuberei beteiligten kriminellen Netzwerke, die 

solche Angriffe planen, organisieren, erleichtern oder unerlaubt finanzieren oder davon 

profitieren; 

 5. erkennt die Notwendigkeit an, auch weiterhin gegen diejenigen zu ermitteln 

und strafrechtlich vorzugehen, die seeräuberische Angriffe vor der Küste Somalias planen, 

organisieren oder unerlaubt finanzieren oder davon profitieren, einschließlich der Schlüs-

selfiguren der an 
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oder Pflichten nach dem Seerechtsübereinkommen, in Bezug auf jede andere Situation un-

berührt lassen, unterstreicht insbesondere, dass diese Resolution nicht so anzusehen ist, als 

werde dadurch Völkergewohnheitsrecht geschaffen, und bekräftigt ferner, dass diese Er-

mächtigungen in Reaktion auf das Schreiben vom 2. November 2017 verlängert wurden, 

mit dem das Ersuchen der somalischen Behörden übermittelt wurde; 

 16. beschließt, dass das mit Ziffer 5 der Resolution 733 (1992) verhängte, mit den 

Ziffern 1 und 2 der Resolution 1425 (2002) näher ausgeführte und mit den Ziffern 33 bis 

38 der Resolution 2093 (2013) geänderte Waffenembargo gegen Somalia keine Anwen-

dung auf Lieferungen von Waffen und militärischem Gerät oder die Bereitstellung von 

Hilfe findet, die zur ausschließlichen Nutzung durch die Mitgliedstaaten und internationa-

len, regionalen und subregionalen Organisationen bestimmt sind, die Maßnahmen im Ein-

klang mit Ziffer 14 ergreifen; 

 17. ersucht die zusammenarbeitenden Staaten, geeignete Maßnahmen zu treffen, 

um sicherzustellen, dass die Tätigkeiten, die sie gemäß den Ermächtigungen in Ziffer 14 

durchführen, in der Praxis nicht dazu führen, dass sie Schiffen von Drittstaaten das Recht 

der friedlichen Durchfahrt verwehren oder dieses beeinträchtigen; 

 18. fordert alle Staaten und insbesondere die Flaggen-, Hafen- und Küstenstaaten, 

die Staaten der Staatsangehörigkeit der Opfer und derjenigen, die Seeräuberei und bewaff-

nete Raubüberfälle begehen, sowie die sonstigen Staaten, die entsprechende Zuständigkeit 

nach dem Völkerrecht oder innerstaatlichem Recht besitzen, auf, bei der Bestimmung der 

Zuständigkeit sowie bei den Ermittlungen gegen alle Personen, die für seeräuberische 
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denen die Seeräuber-Netzwerke leben, dem Übereinkommen der Vereinten Nationen ge-

gen die grenzüberschreitende organisierte Kriminalität beizutreten; 

 22. fordert alle Staaten nachdrücklich auf, im Rahmen ihrer bestehenden inner-

staatlichen Rechtsvorschriften geeignete Maßnahmen zu ergreifen, um die unerlaubte Fi-

nanzierung seeräuberischer Handlungen und das Waschen der Erträge daraus zu verhüten; 

 23. fordert die Staaten nachdrücklich auf, in Zusammenarbeit mit der INTERPOL 

und dem Europol weiter gegen internationale kriminelle Netzwerke, die an der Seeräuberei 

vor der Küste Somalias beteiligt sind, einschließlich der für die unerlaubte Finanzierung 

und Erleichterung Verantwortlichen, zu ermitteln; 

 24. fordert alle Staaten nachdrücklich auf, sicherzustellen, dass die Maßnahmen 

zur Bekämpfung der Seeräuberei, insbesondere die an Land durchgeführten Maßnahmen, 

der Notwendigkeit Rechnung tragen, Frauen und Kinder vor Ausbeutung, einschließlich 

sexueller Ausbeutung, zu schützen; 

 25. fordert alle Staaten nachdrücklich auf
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nährungsprogramm, der Schifffahrtsbranche und allen weiteren beteiligten Parteien fortzu-

setzen, und anerkennt die Rolle der IMO in Bezug auf private bewaffnete Sicherheitskräfte 

an Bord von Schiffen in Hochrisikogebieten; 

 31. stellt fest, wie wichtig es ist, die sichere Lieferung der Hilfsgüter des Welter-

nährungsprogramms auf dem Seeweg zu gewährleisten, und begrüßt die laufende Arbeit des 

Welternährungsprogramms, der Operation Atalanta der EUNAVFOR und der Flaggenstaa-

ten in Bezug auf Einheiten zum Schutz von Schiffen des Welternährungsprogramms; 

 32. ersucht die mit den somalischen Behörden zusammenarbeitenden Staaten und 

Regionalorganisationen, den Sicherheitsrat und den Generalsekretär in neun Monaten über 

den Stand der Maßnahmen zu unterrichten, die sie in Ausübung der ihnen in Ziffer 14 er-

teilten Ermächtigungen durchgeführt haben, und ersucht ferner alle Staaten, die über die 

Kontaktgruppe zum Kampf gegen die Seeräuberei vor der Küste Somalias beitragen, ein-

schließlich Somalias und anderer Staaten in der Region, innerhalb derselben Frist über ihre 

Anstrengungen zur Begründung der Gerichtsbarkeit und zur Zusammenarbeit bei den Er-

mittlungen und der Strafverfolgung im Zusammenhang mit Seeräuberei Bericht zu erstatten; 

 33. ersucht den Generalsekretär, dem Sicherheitsrat innerhalb von elf Monaten 

nach Verabschiedung dieser Resolution über ihre Durchführung und über die Situation in 

Bezug auf Seeräuberei und bewaffnete Raubüberfälle auf See vor der Küste Somalias Be-

richt zu erstatten; 

 34. bekundet seine Absicht, die Situation zu überprüfen und gegebenenfalls zu e


